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	 Vorwort

„Finanzmanagement und Allfinanz“ ist ein Lern- und Arbeitsbuch zu den wichtigsten  
Themen des privaten Finanzmanagements. 

Das Buch ist geeignet für den Einsatz

	▪ im Wirtschaftsgymnasium

Es basiert auf dem Lehrplan „Privates Vermögensmanagement“ in der Eingangsklasse 
und in den Jahrgangsstufen an Wirtschaftsgymnasien in Baden-Württemberg,

	▪ in der Ausbildung im Bank- und Versicherungsbereich

zum Erwerb entsprechender Zusatzqualifikationen, z. B. als Finanzassistent/-in in Ba-
den-Württemberg,

	▪ in Fachoberschulen, Berufsoberschulen

und vergleichbaren Schulformen für einschlägige Wahlinhalte,

	▪ in Lehrgängen und Seminaren der Weiterbildung und Umschulung.

Die Kenntnis der Inhalte dieses Buches ermöglicht es, die finanziellen Fragestellungen in 
privaten Haushalten fundiert zu analysieren und Entscheidungsalternativen zu erarbeiten. 
Beginnend mit der Haushaltsplanung und einer Einführung in das Versicherungs- und 
Steuerrecht liegt der Schwerpunkt bei der Aufnahme von Verbraucherdarlehen, der Geld- 
und Vermögensanlage in Schuldverschreibungen, Aktien und Investmentfonds, dem Immo-
bilienerwerb und der Altersvorsorge. 

Zum leichteren Verständnis und zur Sicherung des Lernerfolgs sind die Kapitel wie folgt 
gegliedert:

•  Erkenntnisleitende Fragestellungen 

•  Kapitelüberblick

•  Hinführung zum Problem und Sachdarstellung

•  Zusammenfassung der Kerninhalte in Merksätzen

•  Aufgaben zum Üben und Vertiefen

Die Sachdarstellung enthält zahlreiche Übersichten und Schaubilder, welche die Inhalte 
einprägsam strukturieren und Zusammenhänge offenlegen. Ergänzt wird dies durch Tabel-
len mit aktuellen Daten. Praxisnahe Beispiele, Texte, Zeitungsausschnitte und sonstige 
Verweise stellen den notwendigen Zusammenhang zwischen Theorie und Praxis her. Sie 
ermöglichen die Anwendung der Erkenntnisse auf reale finanzielle Entscheidungssituatio-
nen und fördern die kritische Beurteilung entsprechender Angebote.

Ein ausführliches Inhaltsverzeichnis erleichtert die Orientierung und ein umfangreiches 
Stichwortverzeichnis erlaubt das gezielte Aufsuchen einzelner Sachverhalte. Der Rechts-
stand entspricht der Gesetzeslage am 01.01.2022.

Ihr Feedback ist uns wichtig

Wenn Sie mithelfen möchten, dieses Buch für die kommenden Auflagen zu verbessern, 
schreiben Sie uns unter lektorat@europa-lehrmittel.de.

Ihre Hinweise und Verbesserungsvorschläge nehmen wir gerne auf.

April 2022	 Redaktion und Verfasser

mailto:lektorat@europa-lehrmittel.de
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A

A Wirtschaftliche und rechtliche Grundlagen 

der privaten Finanzplanung

Warum ist dieses Kapitel wichtig?

Allzu häufig werden finanzielle Entscheidungen aus dem Bauch heraus getroffen und es ist nicht verwunder-

lich, wenn sich später herausstellt, dass dies nicht die besten Entscheidungen waren. Daher geht es in die-

sem Kapitel darum, Grundlagen für überlegte, planmäßige Finanzentscheidungen kennenzulernen. 

Grundlage aller Entscheidungen ist, sich über die Zielsetzung im Klaren zu werden. Daher werden zunächst 

die Zielsetzungen der privaten Finanzplanung in den einzelnen Lebensphasen vorgestellt. Mit der Erstellung 

von privaten Vermögensbilanzen sowie der Einnahmen- und Ausgabenrechnung werden Instrumente vorge-

stellt, die die erforderlichen Daten für Entscheidungen in finanziellen Angelegenheiten liefern. Neben den 

persönlichen Rahmenbedingungen sind auch die allgemeinen äußeren Gegebenheiten wie die gesamtwirt-

schaftliche Lage zu berücksichtigen. Außerdem werden die steuerrechtlichen Rahmenbedingungen behan-

delt. 

?

1 Zielsetzungen der privaten Vermögensplanung

Private Vermögensbilanz
2  Vermögensbilanz 

sowie Einnahmen- und 

Ausgabenrechnung

3  Wirtschaftliche Rahmenbedingungen 

der privaten Finanzplanung

Einnahmen- und 

Ausgabenrechnung

Wirtschaftliche 

und rechtliche 

Grundlagen 

der privaten 

Finanzplanung

4  Steuerliche

Rahmenbedingungen

Einkommensteuer

Grundlagen der Erbschaft-

und Schenkungsteuer

Einkommensteuertarif

Lohnsteuer

Grundlagen der

Einkommensteuer

1 Zielsetzungen der privaten Vermögensplanung

	▶ Lebensphasen 

	▪ Für ein Kleinkind sparen zunächst meistens die Eltern. In der Phase des Schulbesuches 
geht es für Kinder darum, das Taschengeld einzuteilen und einen Teil davon für kleinere 
Wünsche anzusparen. In den späteren Schuljahren kann sich die Sparleistung, z. B. durch 
einen Nebenjob, erhöhen.

	▪ In der Phase des Berufseinstiegs nehmen die Einnahmen zu. Zu diesem Zeitpunkt, gegebe-
nenfalls etwas später, erfolgt i. d. R. beispielsweise die Anschaffung eines Autos oder der 
Auszug von zu Hause, sodass größere Ausgaben für die erste Wohnungseinrichtung anfal-
len. Manche tätigen solche Ausgaben erst, nachdem sie hierfür ausreichend Geld angespart 
haben. Bei anderen Haushalten reicht das bisher Angesparte nicht aus, sodass zur Finan-
zierung dieser Konsumwünsche Kredit aufgenommen werden muss. Für diese Haushalte 
steht für den nächsten Zeitabschnitt dann die planmäßige Rückzahlung der Kredite an.

Die finanzielle Situation eines privaten Haushalts ist abhängig von der Lebensphase, in der er sich 

befindet.
!
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A

15–18 18–25 25–30 30–40 40–50 50–65 65� Alter

 Geldanlage

Darlehens- 

aufnahme

Geburt 

Vorsorge 

Ausbildung 

Anlage 

Kindergeld

Berufseintritt 

Girokonto 

Vermögensw. Leist. 

Geldanlage

Autokauf 

Wohnungseinrichtung 

allgemeiner Konsum

Immobilienerwerb

Umschuldung

Renovierung 

Modernisierung

Entschuldung

Heirat 

Anlagen erhöhen 

Sparkraft

Familie 

Vorsorge 

Absicherung

Die finanziellen Ziele und Wünsche des privaten Haushalts nach Lebensphasen

 0–15

	▪ In der Phase Partnerschaft, eventuell verbunden mit einer Heirat, ergeben sich die Haupt-
ausgaben zunächst durch die gemeinsame Wohnungseinrichtung. Durch das gemeinsame 
Wohnen fällt eine Miete weg. Da in der Regel zu Beginn dieser Phase beide Partner berufs-
tätig sind, verfügt der Haushalt in dieser Phase über eine hohe Sparkraft. Zu einem spä-
teren Zeitpunkt, beispielsweise, wenn sich Nachwuchs ankündigt, kann der Umzug in 
eine größere Wohnung notwendig werden. Hierbei spielt der Gedanke an den Erwerb ei-
ner Eigentumswohnung oder eines Hauses eine große Rolle. Fast immer ist mit der Finan-
zierung der selbst genutzten Immobilie eine größere Darlehensaufnahme verbunden. Für 
die Tilgung dieser Darlehen wird häufig ein Zeitraum von 20 bis 30 Jahren benötigt.

	▪ In der Phase „Mitten im Leben“ geht es insbesondere um die Sicherung des Lebensstan-
dards. Auch wird eventuell für die spätere Finanzierung der Ausbildung der Kinder ange-
spart und bestehende Hauskredite werden getilgt. Außerdem ist diese Phase durch relativ 
hohe Ausgaben für aktuelle Konsumwünsche, wie die Anschaffung eines neuen Autos, 
eines Zweitwagens, die Finanzierung von größeren Reisen usw., geprägt. In diesem Le-
bensabschnitt wird gezielt Vermögen für das Alter in unterschiedlichen Formen aufge-
baut. Eventuell wird für die Finanzierung einer Immobilie, die vermietet werden soll, um 
im Alter eine Miete als „zweite Rente“ zu haben, ein Immobilienkredit aufgenommen.

	▪ Beim Übergang in den Ruhestand steht mehr der „Lebensgenuss“ im Vordergrund. Ge-
gebenenfalls wird das Eigenheim verkauft und eine kleinere Eigentumswohnung er-
worben. Je nachdem, wie die konkrete finanzielle Situation im einzelnen Haushalt aus-
sieht, wird in dieser Phase i. d. R. entspart, das heißt, ein Teil des angesparten Vermögens 
wird zur Bestreitung des Lebensunterhalts bzw. für die Anschaffung von Konsumgütern 
verwendet. Teilweise wird in dieser Phase auch bereits Vermögen auf die nachfolgende 
Generation übertragen.



14 A  Wirtschaftliche und rechtliche Grundlagen der privaten Finanzplanung

A

	▶ Magisches Dreieck der Geldanlage

Beim Aufbau des Vermögens sind in jeder Lebensphase immer die finanziellen Wünsche 
und Ziele zu beachten. Dabei sind u. a. folgende Fragen zu berücksichtigen:

	▪ Welcher Betrag soll angelegt werden?
	▪ Soll regelmäßig gespart oder einmalig ein größerer Betrag angelegt werden?
	▪ Soll kurzfristig über den Anlagebetrag verfügt werden können?
	▪ Wie lange soll das Geld angelegt werden (Anlagehorizont)?
	▪ Welche Rolle spielt die Sicherheit der Geldanlage?
	▪ Welcher Ertrag soll mit der Vermögensanlage erzielt werden?

Außerdem sind jeweils die geltenden steuerlichen Rahmenbedingungen zu berücksichti-
gen. 

Zugleich sind auch zahlreiche weitere Nebenbedingungen zu beachten, z. B., ob bereits 
entsprechende Absicherungen gegen bestimmte Lebensrisiken vorgenommen worden sind. 
Hierauf wird ausführlicher in den Kapiteln B und I eingegangen.

Die Hauptziele bei jeder Geldanlage sind:

	▪ Sicherheit der Geldanlage
	▪ Möglichkeit der Verfügung (Liquidität)
	▪ Erzielung eines angemessenen Ertrags 

Das Problem bei der Auswahl der geeigneten Anlageform besteht darin, dass es keine An-
lage gibt, die diese Ziele allesamt zugleich erfüllt. Daher wird in diesem Zusammenhang 
auch vom „Magischen Dreieck“ der Geldanlage gesprochen.

Das „Magische Dreieck“ der Geldanlage

Sicherheit

(Risikovermeidung  

und -begrenzung)

Liquidität

(Verfügbarkeit,  

Liquidierbarkeit)

Rentabilität

Nebenbedingung: 

steuerliche Situation

Ziel-

konflikte

Als Beispiele für Zielkonflikte sind insbesondere die Zusammenhänge von 

	▪ Sicherheit und Rentabilität sowie 
	▪ Möglichkeit der (vorzeitigen) Verfügung (Liquidität) und Rentabilität zu nennen.

Eine hohe Rendite kann meistens nur mit einer riskanteren Geldanlage erzielt werden.

Bei der Anlageentscheidung spielen die mit der Geldanlage verbundenen Ziele und Wünsche eine ent-

scheidende Rolle. 
!

Bei den Zielen der Geldanlage handelt es sich um miteinander konkurrierende Ziele („Magisches  

Dreieck“). 
!
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Beispiel

Hans-Jörg Sutelor legt 20.000 EUR in Aktien an, da er sich hiervon eine überdurchschnittliche Rendi-
te erhofft. Als er nach einem Jahr den Erfolg seiner Geldanlage überprüft, stellt er erstaunt fest, dass 
diese Aktien nur noch 16.000 EUR wert sind.

Wenn ein Anleger jederzeit flexibel über sein angelegtes Geld verfügen möchte, muss er 
sich mit einer geringeren Rendite im Vergleich zu einer festen, längerfristigen Geldanlage 
zufriedengeben.

Beispiel

Eva-Maria Hippe möchte 5.000 EUR anlegen. Damit sie jederzeit spontan eine Karibik-Reise unter-
nehmen kann, möchte Eva-Maria Hippe jederzeit über das Geld verfügen können. Ihr Bankberater 
meint, dass sie einen etwas höheren Zinssatz erzielen könnte, wenn sie auf die jederzeitige Verfü-
gungsmöglichkeit verzichten würde.

Magisches Dreieck der Geldanlage

Rentabilität 

(Gesamtertrag)

		   

		   

Nebenbedingung: steuerliche Situation

Lebensphasen für  

finanzielle Entscheidungen

Beispiele für finanzielle Aktivitäten

Schulzeit 	▪ Sparvertrag mit Kindergeld
	▪ Bausparvertrag ab 16 für Wohnungsbauprämie

Berufseintritt 	▪ Anlage vermögenswirksamer Leistungen (VL),  

z. B. auf einem Bausparvertrag

Berufsausübung 	▪ VL, Bausparen
	▪ Ansparen für Konsumwünsche: Auto, Wohnung, Urlaub
	▪ Riester-Vertrag
	▪ Erste Anlagen für die Altersvorsorge

Familiengründung 	▪ Kredit für Wohnungseinrichtung
	▪ Ansparen für Immobilienerwerb
	▪ Anlage Kindergeld
	▪ Altersvorsorgeverträge

Berufliche Konsolidierung  

Familie

	▪ Immobilienerwerb mit Fremdfinanzierungsanteil
	▪ Zunehmende Entschuldung
	▪ Anlage ererbten Vermögens

Ruhestand 	▪ Auszahlungsplan
	▪ Anlage einer ausgezahlten Lebensversicherung

Liquidität 

(Verfügbarkeit)

Sicherheit 

(Risiko)

Zusammenfassung zu Kapitel 1:

Zielsetzungen der privaten Vermögensberatung
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Aufgaben und Probleme� ▼

Kapitel 1	 Zielsetzungen der privaten Vermögensplanung

1 Beschreiben Sie die finanziellen Ziele und Wünsche von privaten Haushalten in den 
unterschiedlichen Lebensphasen.

2 Warum wird im Zusammenhang mit den Zielen der Geldanlage auch vom „Magischen 
Dreieck“ gesprochen?

3 Beschreiben Sie die Zielkonflikte zwischen den Zielen
a)	Sicherheit und Rentabilität
b)	Liquidität und Rentabilität.

	 ▲

2 Private Vermögensbilanz sowie Einnahmen- und 

Ausgabenrechnung

Ein Privathaushalt ist eine Gruppe von Menschen, die gemeinsam wirtschaftet1. Eine solche 
Gruppe ist häufig eine Familie. Als Haushalt gilt auch ein einzelner, sich selbst versorgender 
Mensch. 

Die Einnahmen eines Haushalts können verwendet werden für:

	▪ Konsum 
	▪ Risikovorsorge 
	▪ Vermögensbildung 

Der Haushalt wird in diesen Bereichen kurz- und langfristige Ziele verfolgen. Die Errei-
chung dieser Ziele erfordert eine entsprechende Planung über die Verwendung der Einnah-
men.

1	 Vgl. griechisch oikonomia = Haushaltung 

Wirtschaften in einem Privathaushalt bedeutet, dass der Haushalt planvoll mit seinen Einnahmen in 

der Weise umgeht, dass sein kurz- und langfristiger Bedarf gedeckt werden kann.
!

Beispiel

Lisa Schulte ist 30 Jahre alt und mit Jens, 32 Jahre alt, verheiratet. Sie haben eine zweijährige Tochter 
und möchten auch noch weitere Kinder haben. Beide sind berufstätig. Familie Schulte wohnt noch zur 
Miete, möchte aber, vor allem, wenn die Familie weiter wächst, eigenen größeren Wohnraum erwer-
ben. Schultes wollen sich jedes Jahr einen schönen Urlaub leisten. Sie haben sich auch schon Gedan-
ken gemacht, was wäre, wenn „einmal etwas passieren“ würde. Sie hoffen aber, lange zu leben und 
im Ruhestand ihren jetzigen, durchaus gehobenen Lebensstandard erhalten zu können.
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Ein Haushalt wird planen, in welchem Verhältnis das Einkommen für Konsumausgaben, für die not-

wendige Risikovorsorge und für die Vermögensbildung verwendet werden soll.
!

2.1 	 Private Vermögensbilanz

Wie in einem Unternehmen ist es sinnvoll, eine Vermögensplanung mit der Bestandsauf-

nahme des Vermögens zu beginnen. Die vorhandenen Vermögensanlagen werden nach 
bestimmten Gesichtspunkten gegliedert. Dabei werden vorhandene Schulden den Vermö-
gensanlagen gegenübergestellt. Auch eine private Vermögensbilanz ist abhängig von der 
jeweiligen Lebenssituation. Grundsätzlich gilt, dass der Eintritt in eine neue Lebensphase 
eine gute Gelegenheit bietet, die Zusammensetzung des Vermögens in Bezug auf die kurz- 
und langfristigen Zielsetzungen zu überdenken und anzupassen. 

Die private Vermögensbilanz ist ein wichtiges Instrument der privaten Finanzplanung. Sie 
setzt zunächst voraus, dass die finanzielle Situation eines Haushalts zu einem bestimmten 
Zeitpunkt umfassend und übersichtlich ermittelt wird. 

Die private Vermögensbilanz unterscheidet sich im grundsätzlichen Aufbau kaum von einer 
Unternehmensbilanz1. Auf der einen Seite stehen die realen Vermögenswerte, auf der an-
deren Seite ist zu sehen, wie hoch die Verbindlichkeiten sind. Die Differenz aus Vermögen 
und Schulden wird bei Unternehmen als Reinvermögen oder Eigenkapital bezeichnet. 

1	 Als Bilanz wird die Gegenüberstellung von Vermögen und Kapital eines Unternehmens zu einem bestimmten 
Zeitpunkt bezeichnet. 

Bei Privathaushalten wird der Unterschiedsbetrag zwischen Vermögen und Verbindlichkeiten Netto-

vermögen genannt.
!
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	▶ Gliederung der privaten Vermögensbilanz

Eine private Vermögensbilanz wird der Übersichtlichkeit halber in eine „Ist-Bilanz“ und in 
eine „Plan-Bilanz“ gegliedert. Dabei wird jeweils sowohl die Höhe des Nettovermögens 
insgesamt als auch die Vermögensstruktur klar erkennbar.

Bei der Erstellung einer privaten Vermögensbilanz wird das Vermögen nach seinem jewei-
ligen Verwendungszweck eingeteilt:

Arten des Vermögens nach der Zweckbestimmung

Liquiditätsreserve reserviertes Vermögen Immobilien Altersvermögen freies Vermögen

In dem Vermögenssegment der Liquiditätsreserve werden Geldanlagen gehalten, die kurz-
fristig für ungeplante Ausgaben verwendet werden können. Als Faustregel gilt, dass das 
Dreifache des monatlichen Nettoeinkommens als Liquiditätsreserve gehalten werden sollte.

Beim reservierten Vermögen handelt es sich um Geldanlagen, deren Verwendungszweck 
für beabsichtigte Ausgaben bereits konkret feststeht. Dazu gehört beispielsweise das An-
sparen für ein neues Auto, für Wohnungseinrichtungsgegenstände oder für geplante grö-
ßere Reisen, aber auch für die Finanzierung der späteren Ausbildung der Kinder.

Zum Immobilienvermögen gehören selbst genutzte Eigentumswohnungen oder Häuser. 
Das in dieser Art gebundene Vermögen kann kurzfristig kaum liquidiert werden. Vermie-
tete Objekte dienen der Erzielung von Mieteinnahmen und werden daher häufig zum frei-
en Vermögen oder zum Altersvermögen gezählt. 

Das Altersvermögen soll für die Bestreitung einer angemessenen Lebensführung nach der 
Beendigung der aktiven Berufstätigkeit dienen. Zwar bilden hierfür die Ansprüche auf 
gesetzliche oder betriebliche Altersversorgung regelmäßig die Grundlage, können aber 
nicht anderweitig verwertet werden. Da die genannten Ansprüche meistens nicht zur 
Deckung der Ausgaben bei Beibehaltung des bisherigen Lebensstandards ausreichen, 
müssen die daraus entstehenden Versorgungslücken durch ergänzende private Verträge 
geschlossen werden. Aufgrund der beabsichtigten Verwendung des Vermögens aus diesen 
privaten Verträgen zu Ansparzwecken zählt dies ebenfalls zum Altersvermögen.

Freies Vermögen sind die Geld- und Sachwertanlagen, die keinem bestimmten Verwen-
dungszweck zugeordnet sind. Oberstes Ziel der Geldanlage des freien Vermögens ist meis-
tens dessen Wertsteigerung oder zumindest ihr langfristiger Werterhalt. Freie Vermögens-
mittel werden häufig an die nachfolgende Generation durch Schenkung oder Erbschaft 
übertragen. 

Verbindlichkeiten werden in der privaten Vermögensbilanz jeweils den inhaltlich entspre-
chenden Vermögenspositionen zugeordnet, beispielsweise dem Eigenheim die dafür auf-
genommenen Darlehen. Aus der Differenz des jeweiligen Vermögens mit den zuzuordnen-
den Verbindlichkeiten ergibt sich für jedes Vermögenssegment das Nettovermögen. Die 
Summe aller einzelnen Nettovermögen ergibt das Nettovermögen insgesamt.

Das Gebrauchsvermögen wird in der privaten Vermögensbilanz nicht berücksichtigt. Diese 
Güter sind nur schwer veräußerbar und würden im Fall einer Veräußerung nur sehr geringe 
Verwertungserlöse erbringen. Daher werden in der privaten Vermögensbilanz lediglich die 

Beispiel

Schultes verdienen zusammen 3.300 EUR netto im Monat. Sie halten auf einem Tagesgeldkonto mit 
jederzeitiger Verfügbarkeit 10.000 EUR. Damit könnten sie problemlos ein altes durch ein neues 
Haushaltsgroßgerät ersetzen, eine größere Autoreparatur durchführen lassen und eine Reise finanzie-
ren.
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Geldanlagen, die zur Finanzierung künftiger Anschaffungen solcher Güter dienen, aufge-
führt.

Beispiel

Vergleich privater Vermögensbilanzen im Zeitablauf

Familie Schulte vergleicht ihr Vermögen im Jahr 05 mit dem vor fünf Jahren bestehenden Vermögen 
im Jahr 00.

Jahr 05

Bruttovermögen Verbindlichkeiten Nettovermögen

Liquiditätsreserve 
Reserviertes Vermögen 
Immobilienvermögen 
Altersvermögen 
Freies Vermögen

15.000
10.000

200.000
60.000
10.000

120.000

15.000 EUR
10.000 EUR
80.000 EUR
60.000 EUR
10.000 EUR

Insgesamt 175.000 EUR

Jahr 00

Bruttovermögen Verbindlichkeiten Nettovermögen

Liquiditätsreserve 
Reserviertes Vermögen 
Immobilienvermögen 
Altersvermögen 
Freies Vermögen

12.000
40.000

0
25.000
30.000

10.000
12.000 EUR
30.000 EUR

0 EUR
25.000 EUR
30.000 EUR

Insgesamt 97.000 EUR

Zunahme des Nettovermögens in fünf Jahren: 	 78.000 EUR
Durchschnittliche jährliche Zunahme:		  15.600 EUR
Durchschnittliche monatliche Zunahme:		  1.300 EUR

Außerdem plant Familie Schulte, wie ihr Vermögen in fünf Jahren aussehen soll:

Plan-Bilanz für das Jahr 10

Bruttovermögen Verbindlichkeiten Nettovermögen

Liquiditätsreserve 
Reserviertes Vermögen 
Immobilienvermögen 
Altersvermögen 
Freies Vermögen

15.000
20.000

220.000
80.000
20.000

90.000

15.000 EUR
20.000 EUR

130.000 EUR
80.000 EUR
20.000 EUR

Insgesamt 265.000 EUR

Anmerkung: Der Wert der Immobilie wird steigen, Immobilienkredite werden getilgt, außerdem soll 
weiter für das Alter angespart werden.

Strittig ist, inwiefern das Humankapital in der privaten Vermögensbilanz zu erfassen ist. 
Unter dem Humankapital werden die künftigen Einnahmen aus der Arbeitskraft verstan-
den. Hierzu müsste der Barwert aller künftigen Einnahmen berechnet werden. Von diesem 

Bei der Erstellung der privaten Vermögensbilanz wird das vorhandene Vermögen in unterschiedliche 

Vermögenssegmente eingeteilt, vorhandene Verbindlichkeiten den entsprechenden Vermögenssekto-

ren gegenübergestellt und schließlich das Nettovermögen insgesamt ermittelt.

!

Neben der Darstellung der aktuellen Situation („Ist-Bilanz“) wird eine Planung der zukünftigen Vermö-

genssituation vorgenommen („Plan-Bilanz“).
!
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Wert sind die Konsumausgaben abzuziehen. Bei der Bewertung des Humankapitals erge-
ben sich jedoch erhebliche Probleme: 

	▪ Wie lange können die Einnahmen erzielt werden? 
	▪ Sind die Einnahmen auch in dieser Höhe nachhaltig erzielbar? 
	▪ Drohen Arbeitslosigkeit oder Erwerbsunfähigkeit? 

Bei der Einbeziehung des Humankapitals in die private Vermögensbilanz würde die Bilanz-
position „Humankapital“ in jedem Fall, insbesondere bei jungen Menschen, wertmäßig die 
größte Bilanzposition bilden.

Aufgrund der zuvor genannten Bewertungsprobleme wird daher das Humankapital in den 
privaten Vermögensbilanzen i. d. R. nicht berücksichtigt. 

2.2	 Einnahmen- und Ausgabenrechnung

Ein Haushalt kann nur so viel sparen, wie nicht für Konsum ausgegeben wird. Daher ist es 
sinnvoll, eine Einnahmen- und Ausgabenrechnung aufzustellen, um zu sehen, wie viel Geld 
am Ende eines jeden Monats zur freien Verfügung steht. Diese Rechnung sollte in regelmä-
ßigen Zeitabständen wiederholt werden, um zu überprüfen, ob die einmal ermittelten Wer-
te noch aktuell sind. 

Beispiel

Lisa und Jens Schulte möchten wissen, wie viel Geld am Ende eines Monats so übrig bleibt. Daher 
stellen sie zusammen, wie viel Geld sie verdienen, und erstellen ein Liste, in der sie aufschreiben, 
wofür sie das Geld ausgeben.

Einnahmen:

Monatlicher Nettoverdienst beider Ehepartner:	 3.300 EUR
Kindergeld für ein Kind:	 219 EUR	 3.519 EUR

Ausgaben:

Kaltmiete:	 800 EUR
Nebenkosten: 	 150 EUR
Auto: 		  400 EUR
Lebensmittel: 	 600 EUR
Kleidung: 	 300 EUR
Versicherungen: 	 100 EUR
Vereinsbeiträge:	 50 EUR
Urlaub (durchschnittlich): 	 300 EUR
Sonstiges: 	 200 EUR
Regelmäßige Sparbeiträge: 	 200 EUR	 3.100 EUR

Verbleiben:		  419 EUR

Im Hinblick auf langfristige Finanzentscheidungen ist die Frage zu klären, ob die Einnah-
men in der ermittelten Höhe auch weiterhin zur Verfügung stehen. Daher sind – wie bei der 
privaten Vermögensbilanz – folgende Fragen zu stellen: 

	▪ Sind die Einnahmen auch in dieser Höhe nachhaltig erzielbar?
	▪ Ist aufgrund von Änderungen in der privaten Situation mit plötzlichen Einnahmeausfäl-

len zu rechnen?  

	▶ Einnahmen- und Ausgabenstruktur

Häufig geht es für die Haushalte auch um die Beantwortung der Frage, für welche Zwecke 
das Geld ausgegeben wird. In diesen Fällen ist es beispielsweise einfacher, Quellen zur 
Ausgabensenkung herausfinden zu können. 
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